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Steuertermine September 2016 

12.09. Umsatzsteuer 
Lohnsteuer* 
Solidaritätszuschlag* 
Kirchenlohnsteuer ev.* 
Kirchenlohnsteuer r.kath.* 
Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer** 
Solidaritätszuschlag** 
Kirchensteuer ev.** 
Kirchensteuer r.kath.** 

Zahlungsschonfrist: bis zum 15.09.2016. Diese Schonfrist gilt nicht bei Barzahlungen und 
Zahlungen per Scheck. [* bei monatlicher Abführung für August 2016; ** für das III. Quartal 
2016] 

 

Firmenfahrzeug: Vom Arbeitnehmer bezahlte Leasingraten sind keine Werbungskosten 

Bietet Ihnen Ihr Arbeitgeber die Nutzung eines Firmenwagens an, freuen Sie sich vermutlich 
zuerst über diese Wertschätzung. Später fragen Sie sich aber möglicherweise, wie sich das 
Angebot steuerlich auf Ihren Lohn auswirken wird. Eine Frage, auf die es von Fall zu Fall 
unterschiedliche Antworten gibt. 

Üblicherweise wird die private Nutzung eines Firmenfahrzeugs als geldwerter Vorteil bzw. 
Sachbezug qualifiziert. Dieser Wert gilt als Arbeitslohn und wird entsprechend versteuert 
bzw. mit Sozialversicherungsbeiträgen belegt. Die Besteuerungsgrundlage kann mit Hilfe der 
sogenannten 1-%-Methode ermittelt werden, bei der monatlich 1 % des Brutto-Listenpreises 
zum Zeitpunkt der Erstzulassung des Fahrzeugs als Sachbezug zum Lohn hinzugerechnet 
wird. 

Beispiel: Die private Nutzung eines Firmenwagens mit 40.000 EUR Brutto-Listenneupreis 
bedeutet für den Arbeitnehmer pro Monat einen um (1 % x 40.000 EUR =) 400 EUR höheren 
Lohn durch den zu versteuernden Sachbezug. 



2 
 

Für Fahrten zwischen der ersten Tätigkeitsstätte und der Wohnung wird ein weiterer 
Sachbezug angesetzt. Der geldwerte Vorteil beträgt in diesem Fall monatlich 0,03 % des 
Brutto-Listenneupreises für jeden Kilometer der einfachen Strecke. Hier kann allerdings die 
Entfernungspauschale mit 0,30 EUR je Entfernungskilometer als Werbungskosten abgezogen 
werden. 

Diese Besteuerungssystematik wird - wie kürzlich das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG) 
geurteilt hat - auch dann nicht durchbrochen, wenn der Arbeitnehmer sämtliche 
Leasingraten des Arbeitgebers für das Fahrzeug trägt. In dem Urteilsfall hatte der Angestellte 
einen Teil seines Lohns darauf verwandt, die Leasingraten für das Firmenfahrzeug, das er 
nutzen durfte, zu bezahlen. Diese Raten wollte er als Fahrzeugkosten zu seinen 
Werbungskosten hinzurechnen. 

Allerdings handelt es sich laut FG bei der Übernahme der Leasingraten steuerrechtlich um 
eine Barlohnumwandlung. Eine Umwandlung des Gehalts kann kein Aufwand bzw. keine 
wirtschaftliche Belastung des Arbeitnehmers sein. Und ohne Aufwand gibt es auch keinen 
Werbungskostenabzug. Die Klage des Arbeitnehmers hatte daher keinen Erfolg. 

Hinweis: In der Regel bewerten Arbeitgeber den Sachbezug pauschal mittels der 1-%-
Methode. Im Rahmen der Einkommensteuererklärung können Sie als Arbeitnehmer das 
noch ändern, indem Sie ein Fahrtenbuch führen. 

 

Weiterbildungsstudiengang: Kein Kindergeldanspruch bei Erwerbstätigkeit über 20 
Wochenstunden 

Hat ein volljähriges Kind seine erstmalige Berufsausbildung oder sein Erststudium 
abgeschlossen und absolviert es anschließend eine weitere Ausbildung, können Eltern 
während dieser "aufgesattelten" Ausbildung nur dann Kindergeld und Kinderfreibeträge 
fortbeziehen, wenn das Kind nebenher keiner Erwerbstätigkeit von mehr als 20 
Wochenstunden nachgeht. Familienkassen bzw. Finanzämter gewähren die kindbedingten 
Vergünstigungen dann längstens bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres. 

Nach der neueren Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) können sogenannte 
mehraktige Ausbildungen mitunter noch als einheitliche Erstausbildung angesehen werden, 
so dass der Umfang der Erwerbstätigkeit erst nach dem Abschluss des letzten 
Ausbildungsakts (z.B. des Masterstudiengangs) eine Rolle spielen darf. Voraussetzung für 
diese günstige "Verklammerung" ist aber, dass die Ausbildungsabschnitte in einem engen 
sachlichen und zeitlichen Zusammenhang zueinander stehen (z.B. dieselbe Berufssparte 
betreffen und aufeinander folgen) und das Kind sein angestrebtes Berufsziel durch den 
ersten Abschluss noch nicht erreicht hat. 

Hinweis: Die Finanzverwaltung hat sich dieser Rechtsprechung mittlerweile angeschlossen 
und erkennt daher beispielsweise Masterstudiengänge, die zeitlich und inhaltlich auf den 
Bachelorstudiengang abgestimmt sind, regelmäßig noch als Teil der Erstausbildung an. 

In einem neuen Urteil hat der BFH seine Rechtsprechung zum Einstieg in die 
Erwerbstätigkeitsprüfung um einen weiteren Mosaikstein erweitert und entschieden, dass 



3 
 

ein zweiter Ausbildungsabschnitt nicht mehr zu einer einheitlichen Erstausbildung gezählt 
werden darf, wenn er eine Berufstätigkeit des Kindes voraussetzt. 

Im Entscheidungsfall hatte eine volljährige Tochter zunächst eine Ausbildung zur Kauffrau im 
Gesundheitswesen absolviert und danach mehrere Monate als Klinikangestellte gearbeitet. 
Schließlich reduzierte sie ihre Arbeitszeit auf 30 Wochenstunden und nahm ein 
berufsbegleitendes Studium an einer Verwaltungsakademie (Fachrichtung "Betriebswirt") 
auf, für das eine vorangegangene Berufstätigkeit verpflichtend war. Der BFH erkannte dem 
Vater für die Zeit des Weiterbildungsstudiengangs kein Kindergeld mehr zu, da das Gericht 
das Studium aufgrund der geforderten Berufserfahrung nicht mehr als integrativen 
Bestandteil einer einheitlichen Erstausbildung ansah. 

Hinweis: Muss ein Kind zur Aufnahme einer Zweitausbildung eine Berufstätigkeit vorweisen 
oder war es nach seiner ersten Ausbildung zunächst freiwillig berufstätig (nicht nur zur 
kurzfristigen Überbrückung), darf der zweite Ausbildungsabschnitt somit nicht mehr zur 
Erstausbildung gerechnet werden. Dies hat zur Folge, dass das Kind während des zweiten 
Ausbildungsabschnitts nicht mehr als 20 Wochenstunden arbeiten darf, ansonsten geht den 
Eltern der Kindergeldanspruch verloren. 

 

Vorsteuerabzug: Wenn der Freibetrag von 110 EUR bei Betriebsveranstaltungen 
überschritten ist 

Betriebsveranstaltungen können das Betriebsklima verbessern. Auch in kleineren 
Unternehmen erfreuen sich Ausflüge, Feste und ähnliche interne Veranstaltungen nach wie 
vor großer Beliebtheit. Steuerrechtlich kann eine solche Veranstaltung allerdings vielfältige 
Auswirkungen haben. 

Lohnsteuerlich ist ein Freibetrag von 110 EUR jährlich je Arbeitnehmer für 
Betriebsveranstaltungen vorgesehen. Übersteigen maximal zwei Veranstaltungen pro Jahr 
diesen Betrag nicht, ist hier kein Arbeitslohn zu versteuern. Andernfalls muss der über 110 
EUR hinausgehende Betrag versteuert werden. 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) weist nun darauf hin, dass die Grenze von 110 EUR auch 
für den Vorsteuerabzug gilt. Werden Eingangsleistungen für eine Betriebsveranstaltung 
bezogen, richtet sich der Vorsteuerabzug also danach, ob der Freibetrag von 110 EUR 
einschließlich Umsatzsteuer überschritten ist oder nicht. Ist das nicht der Fall, kann der 
Arbeitgeber einen Vorsteuerabzug beanspruchen. Wird allerdings die Grenze bei der bzw. 
den beiden Betriebsveranstaltungen überschritten, ist der Vorsteuerabzug komplett 
ausgeschlossen. Eine anteilige Berücksichtigung wie bei der Lohnsteuer ist nach Auffassung 
des BMF nicht möglich. 

Beispiel: Die Zuwendungen eines Arbeitgebers im Rahmen eines Betriebsfests betragen je 
teilnehmenden Arbeitnehmer 140 EUR. Der über 110 EUR hinausgehende Betrag von 30 EUR 
ist als Arbeitslohn zu versteuern. Ein Vorsteuerabzug kann aus den Eingangsleistungen 
allerdings überhaupt nicht geltend gemacht werden, da die Grenze von 110 EUR 
überschritten wurde. 
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Hinweis: Beachtlich ist, dass der Arbeitgeber den übersteigenden Betrag, der als Arbeitslohn 
gilt, mit 25 % pauschal versteuern kann.  

 

Vorsteuer aus Photovoltaik: Rechtzeitige Zuordnung der Anlage zum Unternehmen ist 
erforderlich 

Der Deutsche Steuerberaterverband e.V. weist darauf hin, dass Photovoltaikanlagen für 
Umsatzsteuerzwecke rechtzeitig zugeordnet werden müssen. 

Erwirbt ein Privatmann eine Photovoltaikanlage und speist er den erzeugten Strom in das 
öffentliche Stromnetz ein, wird er zum Unternehmer. Damit bekommt er auch - selbst wenn 
er ansonsten nicht unternehmerisch tätig ist - die Rechte und Pflichten eines Unternehmers. 
Unter anderem muss er Umsatzsteuer an das Finanzamt abführen. 

Auf der anderen Seite kann er die für die Investition gezahlte Umsatzsteuer als Vorsteuer 
vom Finanzamt zurückfordern. Die Installation einer Photovoltaikanlage auf einem privaten 
Wohnhaus kann so zu einer erheblichen Umsatzsteuererstattung führen. Darüber hinaus 
kann man sich auch weitere Umsatzsteuerbeträge aus Rechnungen, die mit der Anlage 
zusammenhängen, als Vorsteuer erstatten lassen. 

Der Steuerberaterverband weist darauf hin, dass der Eigenheimbesitzer dem Finanzamt 
hierfür anzeigen muss, dass und inwieweit er die Anlage seiner unternehmerischen Sphäre 
zuordnet. Diese Zuordnung muss nach Auffassung des Verbands spätestens bis zum 31.05. 
des Folgejahres erfolgen. 

Hinweis: Für eine im Laufe des Jahres 2016 angeschaffte Photovoltaikanlage müssen Sie die 
Zuordnung zum Unternehmen dem Finanzamt also spätestens bis zum 31.05.2017 mitteilen. 

 

Registrierkassen: Ab 2017 gelten verschärfte Regeln 

In bargeldintensiven Betrieben liegt der Fokus der steuerlichen Betriebsprüfung häufig auf 
der Ordnungsmäßigkeit der Kassenführung. Unregelmäßigkeiten in diesem Bereich führen 
hier oft zu kräftigen Hinzuschätzungen durch das Finanzamt. 

Bereits im Jahr 2010 hat das Bundesfinanzministerium (BMF) in der "neuen Kassenrichtlinie" 
seine erhöhten Anforderungen an die Aufbewahrung digitaler Unterlagen bei Bargeschäften 
dargelegt. Demnach muss ein Kassensystem unter anderem alle Buchungsdaten im Detail 
sowie weitere Daten elektronisch und unveränderbar aufzeichnen und mindestens zehn 
Jahre archivieren, wobei die Archivierung auch auf einem nachgeschalteten System erfolgen 
kann. Im Fall einer Betriebsprüfung müssen die Daten dem Prüfer elektronisch in einem 
auswertbaren Format zur Verfügung gestellt werden können. 

Damit Betriebe ihre alten Kassensysteme (ohne geforderte Speicherungsmöglichkeit) nicht 
zwangsläufig sofort austauschen mussten, hatte das BMF damals folgende Übergangsfrist 
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formuliert: Unternehmer durften ihre alten Kassen demnach noch bis zum 31.12.2016 
weiterhin einsetzen, sofern 

 sie technisch mögliche Softwareanpassungen und Speichererweiterungen mit dem 
Ziel durchgeführt hatten, die erhöhten Anforderungen an die Datenaufbewahrung zu 
erfüllen, oder 

 sich die Kasse bauartbedingt nicht aufrüsten ließ. 

Hinweis: Spätestens zum 31.12.2016 entsteht also auch bei Ihnen Handlungsbedarf, wenn 
Sie noch immer ein altes elektronisches Kassensystem einsetzen, das die erhöhten 
Anforderungen nicht erfüllt. Derartige Kassen müssen entweder ausgetauscht oder auf den 
geforderten technischen Stand gebracht werden. Ignorieren Sie die neuen Regeln und setzen 
Sie Ihr altes Kassensystem weiterhin für die steuerliche Einnahmenermittlung ein, besteht 
die Gefahr, dass das Finanzamt Ihre Buchhaltung später nicht anerkennt und 
Steuernachzahlungen einfordert. 

 

Diese aktuelle Steuerinformation erhalten Sie als Service von Ihrem Steuerberater.  

Für weitere Fragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 

Ihr Steuerberater Michael Koch & Team 

 

 

Dipl.-Finanzwirt 
MICHAEL KOCH 

Steuerberater 
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